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Vermögen - erhalten und gestalten 
 
 
Staatlicher Biergarten für 2,4 Mio. € (TNr. 20) 

Eine Idee verselbstständigt sich - Teil 1 

„Was tun mit der alten Festungsanlage?“ fragte sich die Immobilien Freistaat Bayern 

(IMBY) in Ingolstadt. Dann hatte sie eine Idee: Ein Biergarten sollte entstehen, der die 

Festung mit der benachbarten Parkanlage verbindet und der Allgemeinheit zugänglich 

macht. Dazu brauchte es freilich ein neues Schankgebäude, Brücken und Versorgungsein-

richtungen. Private Investoren fanden sich aber nicht. Doch inzwischen war die Idee bei 

der IMBY schon so weit gereift, dass sie selbst den Biergarten errichtete - für 2,4 Mio. € 

und ohne die Zustimmung des Landtags, die dafür eigentlich nötig gewesen wäre. Wirt-

schaftlich ist dieses Investment allerdings nicht, denn die Pacht bringt nur eine sehr gerin-

ge Verzinsung des eingesetzten Kapitals. Für die Allgemeinheit ist die Anlage auch nur 

während der - saisonal eingeschränkten - Öffnungszeiten zugänglich. Der ORH meint, 

dass es nicht Aufgabe des Staates ist, einen Biergarten zu errichten. Erst recht nicht darf 

dabei der Landtag umgangen werden! 

 

 
Kauf von Lagerhallen für Staatstheater passend gemacht (TNr. 21) 

Augen auf beim Gebrauchtimmobilienkauf 

Etwas blauäugig agierte das Finanzministerium, als es 2006 für 17,5 Mio. € vier leerste-

hende Lagerhallen für die Staatstheater kaufte. Wofür genau die Lagerhallen benötigt wür-

den, das war nicht wirklich klar, denn auf einen Raumbedarfsplan verzichtete es großzü-

gig. Auch Alternativlösungen, wie z. B. Mietobjekte oder einen staatlichen Neubau, zog es 

gar nicht erst in Betracht. Den Bauzustand ließ es nicht gründlich untersuchen, sondern 

verließ sich auf ein Gutachten des Verkäufers. Erst nach der Übergabe stellte sich heraus, 

dass die Gebrauchtimmobilie diverse Mängel hatte und so nicht genutzt werden konnte. 

Statt 210.000 €, wie dem Landtag mitgeteilt worden war, kosteten die Sanierungs- und 

Anpassungsarbeiten 2,3 Mio. €. Wegen der Umbauarbeiten konnte das Objekt erst Ende 

2011 vollständig belegt werden. Rund 1,8 Mio. € fielen dadurch an zusätzlichen Finanzie-

rungs- und Bewirtschaftungskosten an. Fazit des ORH: Hier ist ziemlich alles schiefgegan-

gen, weil grundlegende Regeln des Haushaltsrechts missachtet wurden. 
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Bayerische Gewebebank - Bavarian Tissue Banking GmbH (TNr. 30) 

Bank ohne Kunden 

Ende 2007 gründete das Klinikum der Universität München zusammen mit einem weiteren 

Gesellschafter die Bayerische Gewebebank - Bavarian Tissue Banking GmbH. Sie sollte 

Gewebepräparate (Herzklappen, Knochen, Augenhornhäute) für den medizinischen Bedarf 

produzieren. Der Businessplan vom Oktober 2007 kalkulierte einen deutschlandweiten 

Bedarf von 1.600 Präparaten pro Jahr, die Gewebebank rechnete bereits ab 2010 mit Ein-

nahmen von jährlich rd. 1,1 Mio. €. Tatsächlich wurden jedoch erheblich weniger Präparate 

nachgefragt. Selbst die Universität als Gesellschafterin deckte ihren Bedarf ganz überwie-

gend nicht aus dem Angebot der Gewebebank. Dafür musste sie bis Anfang 2012 rd. 

600.000 € zuschießen, um die Defizite der Gesellschaft auszugleichen. Der ORH bezwei-

felt, dass sich die wirtschaftliche Lage der Gewebebank noch bessern wird. Er hält die 

Gewebebank für eine Fehlinvestition. 

 

 

Steuern - was dem Staat gebührt 
 
 
Erhebliche Mängel bei der steuerlichen Berücksichtigung von Unterhaltsaufwendungen 

(TNr. 17) 

Nur die Belasteten entlasten 

Unterhaltsaufwendungen können unter bestimmten Voraussetzungen in der Steuererklä-

rung als außergewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden. Dabei geht es allein in 

Bayern um einen Steuerabzug von jährlich fast 100 Mio. €. Der ORH hat festgestellt, dass 

die Finanzämter die Steuererklärungen nicht sorgfältig genug bearbeiten. So wurde häufig 

nicht geprüft, ob die unterhaltene Person bedürftig ist oder ob die Unterhaltsaufwendungen 

tatsächlich erbracht wurden. Bei nahezu der Hälfte der untersuchten Fälle wurden Fehler 

gemacht, die zu Steuerausfällen im zweistelligen Millionenbereich führten. Der ORH hält 

es für dringend nötig, die Bearbeitungsqualität deutlich zu verbessern. Nur wer die Voraus-

setzungen wirklich erfüllt, darf steuerlich entlastet werden. 

 

 

Lohnsteuer: Wieder mehr Arbeitgeber prüfen (TNr. 18) 

Nachschauen lohnt sich hier besonders 

Die Lohnsteuer ist für den Staat die wichtigste Steuerart. Rund 31,6 Mrd. € nahm der Frei-

staat 2011 durch die Lohnsteuer ein. Sie wird von den Arbeitgebern berechnet und an das 

Finanzamt abgeführt. Vier Jahre hat das Finanzamt Zeit, um etwaige Fehler bei der Ab-

rechnung zu finden, dann ist die Sache verjährt. Daher strebt die Steuerverwaltung an, 

wenigstens die größeren Betriebe alle vier Jahre einmal zu prüfen (Prüfungsquote 25 %). 
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Tatsächlich wird diese Quote nicht einmal bei den Betrieben mit mehr als 500 Arbeitneh-

mern erreicht. Bei Betrieben mit 100 bis 499 Arbeitnehmern beträgt die Quote nur 20,2 %, 

bei den Betrieben mit 20 bis 99 Arbeitnehmern sogar nur 12,2 %. Im Wirtschaftsraum 

München sind die Prüfungsquoten noch deutlich schlechter. Da somit viele Fälle ungeprüft 

verjähren, gehen dem Fiskus jährlich Steuereinnahmen in zweistelliger Millionenhöhe ver-

loren. Um die Situation zu verbessern, müssten - besonders in München - mehr Prüfer 

eingesetzt und die zersplitterte Organisation gestrafft werden. 

 

 
Betriebsprüfung stärken (TNr. 19) 

Die Betriebsprüfung - nur ein Stiefkind des Finanzministers? 

Dass in Bayern zu wenige Finanzbeamte eingesetzt werden, ist nicht neu. Der ORH hat 

zuletzt 2012 zusammenfassend die unzureichende Personalausstattung der Steuerverwal-

tung dargestellt. Diesmal hat er den besonders wichtigen Bereich der Betriebsprüfung 

näher untersucht und kommt zu besorgniserregenden Ergebnissen. Während sich die Zahl 

der zu prüfenden Betriebe seit 2007 um 7 % erhöht hat, hat sich die Zahl der Betriebsprü-

fer um fast 10 % verringert. Bayernweit sind in der Betriebsprüfung 442 Stellen nicht be-

setzt - das sind 20 %. Mittelbetriebe werden daher nur alle 20 Jahre, Kleinbetriebe sogar 

nur alle 40 Jahre geprüft. Die Folge sind nicht nur Steuerausfälle von etwa 200 Mio. €. Es 

geht auch um einen gerechten und gleichmäßigen Vollzug der Steuergesetze, der mit zu 

wenig Personal nicht gewährleistet werden kann. Ein Prüfer, der nicht einmal 70.000 € 

jährlich kostet, erzielt bei Klein- und Mittelbetrieben durchschnittlich Mehrsteuern von über 

400.000 €, in München sogar 540.000 €. Umso weniger versteht der ORH, weshalb Bay-

ern gerade die Betriebsprüfung besonders stiefmütterlich behandelt. Die Ist-Besetzung 

wurde doppelt so stark reduziert wie der Durchschnitt der anderen Arbeitsbereiche der 

Finanzämter. Der ORH fordert deshalb eine bessere Personalausstattung. Auch die Orga-

nisation muss optimiert werden.  

 

 

Wirtschaftlichkeit - es muss sich rechnen 
 

 
Einführung des Digitalfunks im finanziellen „Blindflug“ (TNr. 13) 

Es hat noch nicht gefunkt 

Wenn der Digitalfunk eingeführt sein wird, verfügt Bayern nach Hessen über den höchsten 

Standard bei der Funkversorgungsqualität für Sicherheitsbehörden in Deutschland. Doch 

leider ist das Projekt gewaltig im Verzug. Statt wie geplant Ende 2011 soll nun erst 2015 

der Digitalfunk flächendeckend zur Verfügung stehen. Durch diese Verzögerung, aber 

auch aufgrund neuer oder geänderter Anforderungen haben sich die Kostenschätzungen 

massiv erhöht: von 650 Mio. €  auf inzwischen 1,1 Mrd. €! Der ORH kritisiert, dass die 

technischen Standards sowie die Ausstattungen festgelegt wurden, ohne Alternativen zu 
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prüfen oder Kosten-Nutzen-Untersuchungen vorzunehmen. Es ist auch immer noch nicht 

abschließend geklärt, ob und zu welchen Bedingungen die nicht staatlichen Sicherheitsein-

richtungen (z. B. Feuerwehren, Rettungsdienste) beim Digitalfunk mitmachen. Der ORH 

hält ferner ein striktes und aktuelles Finanzcontrolling für nötig, um weiteren Kostensteige-

rungen gegensteuern zu können. 

 

 
Wiegescheine beim Staatsstraßenbau unzureichend geprüft (TNr. 15) 

Sorgen mit dem Übergewicht auch beim Straßenbau 

Bei Straßenbauarbeiten erfolgt die Abrechnung des gelieferten Materials (z. B. Asphalt-

mischgut, Schottermaterial etc.) häufig nach Gewicht. Deshalb ist es wichtig, die Trans-

portfahrzeuge vor und nach der Beladung zu wiegen. Der ORH hat festgestellt, dass es 

hier zu Unregelmäßigkeiten kommt. In vielen Fällen unterblieb offenbar das Wiegen der 

leeren Fahrzeuge, obwohl sich das Leergewicht der LKW im Laufe eines Tages ständig 

ändert, z. B. durch Kraftstoffverbrauch, Betankung, Verschmutzung oder Ladungsrück-

stände. Auch wenn es sich dabei im Einzelfall um eher kleine Beträge handelt, bayernweit 

summiert sich das. Sehr viele LKW waren zudem überladen. Das führt zu überproportiona-

len Straßenschädigungen und beeinträchtigt auch die Verkehrssicherheit. Die Überwa-

chung der Wiegescheine muss deshalb konsequenter erfolgen. 

 

 
Meteomast als Wahrzeichen: Große Baumaßnahme ohne Landtag (TNr. 29) 

Eine Idee verselbstständigt sich - Teil 2 

Auf dem Gelände der TU München in Garching stand seit 1961 ein Beobachtungsmast zur 

Überwachung meteorologischer Daten. Die Daten sind für den Betrieb des Forschungsre-

aktors nötig. Der alte Beobachtungsmast war eine einfache Stahlgitterkonstruktion, an der 

die Messgeräte befestigt waren. Für die Neugestaltung und Bebauung der Flächen musste 

der Mast aber verlegt werden. Dabei entstand dann eine neue Idee: Der Mast sollte nicht 

nur Messdaten liefern, sondern ein Wahrzeichen für den neuen „Wissenschaftscampus“ 

werden. Schon in der Planung kletterten die Kosten deshalb von ursprünglich 750.000 € 

für einen neuen Stahlgittermast auf erst 1,9 Mio. € und dann auf 2,7 Mio. € für den neuen 

Turm. Auch die Arbeiten dauerten deutlich länger als geplant, 25 Nachtragsaufträge muss-

ten erteilt werden. Inzwischen ist der neue Turm in Betrieb - und die Kosten belaufen sich 

auf 6,1 Mio. €. Der ORH findet: Bevor man mit dem Bauen beginnt, sollte man sorgfältig 

planen. Vor allem aber sollte man den Landtag fragen - denn das wäre hier zwingend nötig 

gewesen! 
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Studenten- und Prüfungsverwaltung bei den Fachhochschulen: Nebeneinander von IT-Syste-

men (TNr. 31) 

Den einheitlichen Standard suchen 

Die Studenten- und Prüfungsverwaltung ist eine staatliche Aufgabe, die alle Hochschulen 

gleichermaßen betrifft. Der Landtag hatte deshalb bereits 2000 gefordert, für die Verwal-

tungsaufgaben der Fachhochschulen möglichst rasch einheitliche und effiziente IT-

Verfahren einzuführen. Tatsächlich setzen die bayerischen Fachhochschulen zwei ver-

schiedene IT-Systeme ein. Sie ergänzten sie aber z. T. durch Eigenentwicklungen oder 

verwendeten Module des jeweils anderen Systems individuell. Faktisch entstand so genau 

das Gegenteil einer einheitlichen Lösung. Auch bei der Weiterentwicklung zu einem Cam-

pus-Management-System kam es nicht zu einem Vorgehen aus einem Guss. Zwar erhielt 

hierzu eine Fachhochschule einen Projektauftrag, parallel dazu starteten fünf weitere 

Fachhochschulen aber eigene Einführungsprojekte. Eine siebte Fachhochschule versuchte 

einen ganz anderen Weg. Sie wollte eine am Markt angebotene Software erwerben, die 

aber - wie sich dann zeigte - gar nicht geeignet war. Der ORH meint: So kann es nicht 

weitergehen. Die unwirtschaftliche Vielfalt der Lösungen entspricht nicht der Intention des 

Landtags. Das Wissenschaftsministerium muss endlich den IT-Einsatz für die Verwal-

tungsaufgaben der Fachhochschulen wirksam steuern. 

 

 

Organisation - Aufbau und Ablauf optimieren 
 

 
Nicht abgerechnete Abschlagszahlungen (TNr. 11) 

Was du heute kannst besorgen, das verschiebe nicht auf morgen 

Abschlagszahlungen sind Teilzahlungen für schon erbrachte Lieferungen und Leistungen. 

Die Prüfung des ORH ergab, dass Ende 2011 Abschlagszahlungen im Umfang von im-

merhin 418 Mio. € noch nicht abschließend abgerechnet waren. Die Fälle reichten z. T. 

zwanzig oder gar dreißig Jahre zurück. In 77 Fällen mit einem Zahlungsvolumen von 

7,8 Mio. € waren nicht einmal mehr Akten vorhanden. Der ORH fordert, die Abschlagszah-

lungen viel zügiger abzurechnen. Je länger gewartet wird, desto höher ist der Aufwand für 

den Abschluss. 

 

 

Verwahrungen und Vorschüsse (TNr. 12) 

Dran bleiben bei Verwahrungen und Vorschüssen 

Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates werden in der Haushaltsrechnung gegenüber-

gestellt. Grundsätzlich. Nicht in der Haushaltsrechnung erscheinen nämlich Einzahlungen, 

die nur verwahrt werden, etwa weil sie noch nicht einer bestimmten Haushaltsstelle zuge-

ordnet werden können. Auch Ausgaben, die als Vorschuss geleistet werden, kommen 

nicht in die Haushaltsrechnung. Hier lauern Gefahren, denn je länger der Einzahlungs-
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grund unbekannt ist, desto schwieriger wird es, den Sachverhalt aufzuklären. Bei Vor-

schüssen kann es passieren, dass Zahlungen geleistet werden, obwohl dafür gar nicht 

ausreichend Haushaltsmittel zur Verfügung stehen. Der ORH hat einen fehlerhaften Um-

gang mit Verwahrungen und Vorschüssen festgestellt. Er fordert eine regelmäßige Über-

prüfung und eine zeitnahe Abwicklung, damit die Haushaltsrechnung auch wirklich stimmt. 

Außerdem sollten die Ministerien prüfen, ob nicht auch weniger Zahlstellen reichen. 

 

 
Einsatz der Polizei an Bayerns Grenzen und Flughäfen (TNr. 14) 

Schleierfahnder als Allzweckwaffe 

Auf den Wegfall der Grenzkontrollen zu Österreich und Tschechien hat die Bayerische 

Polizei mit der Einrichtung spezieller grenznaher Fahndungsdienststellen für die sog. 

Schleierfahndung reagiert. Dem ORH leuchtet aber nicht ein, weshalb an den beiden 

Grenzen völlig unterschiedliche Organisationsstrukturen geschaffen wurden. Vor allem 

stört ihn, dass die spezialisierten Fahnder häufig gar nicht für die Schleierfahndung einge-

setzt werden. Oft müssen sie dafür herhalten, den Schichtbetrieb kleiner Polizeidienststel-

len in der Region aufrechtzuerhalten. Auch an den bayerischen Flughäfen - außer dem 

Flughafen München - Franz Josef Strauß - sorgen bayerische Polizisten für Sicherheit. 

Allerdings handelt es sich dabei um eine Bundesaufgabe, die von Bayern unentgeltlich 

wahrgenommen wird. 6 Mio. € kostet das den Freistaat jährlich. Der ORH verlangt, mit 

dem Bund eine Kostenerstattung zu vereinbaren oder die Aufgabe durch die Bundespolizei 

erledigen zu lassen. 

 

 
Konkurrenz von privater und staatlicher Landwirtschaftsberatung (TNr. 23) 

Unternehmensberatung als staatliche Aufgabe? 

Oft heißt es „Was nichts kostet, ist nichts wert!“ Ob das auch für die staatliche Landwirt-

schaftsberatung gilt, sei mal dahingestellt. Jedenfalls ist sie kostenlos - zumindest für die 

Landwirte. Nach dem Gesetz soll die staatliche Betriebsberatung aber nur subsidiär sein. 

Die Landwirtschaftsverwaltung soll sich aus der betrieblichen Beratung nach und nach 

zurückziehen. Davon ist bislang jedoch wenig zu spüren. Etwa 90 Mitarbeiter werden für 

betriebsbezogene Beratungen eingesetzt. Nach wie vor erbringt der Staat Beratungsleis-

tungen, die auch von Privaten angeboten werden können. Das Landwirtschaftsministerium 

erklärte sogar die Unternehmensberatung zur staatlichen Aufgabe. Der ORH fordert, end-

lich das Gesetz ernst zu nehmen und die betriebsbezogene Landwirtschaftsberatung ab-

zubauen. 
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Personal bei den Landwirtschaftsschulen abbauen (TNr. 24) 

Das muss schneller gehen 

Bis zu drei Stunden Vor- und Nachbereitungszeit wenden Lehrkräfte an den Landwirt-

schaftsschulen für eine Stunde Unterricht auf. Viel zu viel, meint der ORH. Er verweist 

darauf, dass an allgemeinbildenden Schulen im Kultusbereich für die Vor- und Nachberei-

tung einer Schulstunde 1,5 Stunden reichen. Das sei nicht zu vergleichen, hält das Land-

wirtschaftsministerium dagegen. Doch ist der Vor- und Nachbereitungsaufwand für eine 

Stunde Betriebslehre oder Ernährungslehre wirklich doppelt so hoch wie für eine Stunde 

Englisch? Der ORH sieht jedenfalls ein Einsparpotenzial von bis zu 40 Stellen. 

 

 

Verwaltungsreform: Zentrum Bayern Familie und Soziales (TNr. 25) 

Zwischenzeugnis für das ZBFS 

Dem Zentrum Bayern Familie und Soziales (ZBFS) wurde 2005 im Rahmen der Reform 

„Verwaltung 21“ aufgegeben, bis 2019 540 Stellen einzusparen. Der ORH hat eine Zwi-

schenbilanz gezogen und festgestellt, dass bislang 242 Stellen abgebaut wurden. Das 

ZBFS liegt damit voll im Plan. Damit auch die restlichen Stellen noch eingespart werden, 

hat der ORH eine Reihe von Vorschlägen unterbreitet. Ein deutliches Defizit sieht der ORH 

beim Aufgabenabbau, der parallel zum Stellenabbau vorgesehen ist. Hier hat sich viel zu 

wenig getan, z. T. sind sogar neue Aufgaben hinzugekommen. Insbesondere die Politik ist 

gefordert, bei Vorschriften im Sozialrecht stärker auf den Vollzugsaufwand zu achten und 

die Deregulierung voranzutreiben. 

 

 
Krankenhausplanung am Bedarf ausrichten (TNr. 26) 

Staat finanziert auch leere Betten 

Viele Betten in bayerischen Krankenhäusern bleiben leer. Die Abrechnung nach diagnose-

bezogenen Fallgruppen, eine kürzere Verweildauer und die verstärkte Mobilität der Patien-

ten haben dazu beigetragen, dass die Bettenauslastung auf nur noch 76,9 % zurückge-

gangen ist. Betroffen sind davon vor allem Krankenhäuser der Grundversorgung. Konse-

quenzen in der Krankenhausplanung - der Grundlage für die Förderung der Krankenhäu-

ser durch Staat und Kommunen - hatte dies aber kaum. Der ORH verlangt, Überkapazitä-

ten abzubauen und die Krankenhausplanung auf die neuen Rahmenbedingungen auszu-

richten. Legt man das vom Gesundheitsministerium angestrebte Auslastungssoll von 85 % 

zugrunde, sind in Bayern etwa 6.000 Krankenhausbetten überflüssig. Hier muss dringend 

gehandelt werden. 
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Neuordnung des landgerichtsärztlichen Dienstes notwendig (TNr. 27) 

Von nebentätigen Landgerichtsärzten und Untersuchungen auf dem 
Friedhof 

Landgerichtsärzte sind eine bayerische Besonderheit mit einer 200-jährigen Tradition. Je 

nach fachlicher Ausrichtung erstatten sie als Rechtsmediziner, Psychiater o. ä. für Gerichte 

und Staatsanwaltschaften Gutachten, nehmen Leichenöffnungen vor und vieles mehr. 

Manche Landgerichtsärzte sind auch rechtsmedizinischen Instituten zugeordnet. Für viele 

Aufgaben sind die Landgerichtsärzte aber gar nicht entsprechend ausgestattet. Sie nutzen 

deshalb externe Einrichtungen bei einem Klinikum, einem Friedhof oder einem Rechtsme-

dizinischen Institut. Außerdem sind die Ärzte an den verschiedenen Gerichten unterschied-

lich stark ausgelastet und haben z. T. viel Zeit für Nebentätigkeiten. Zuständig für all das 

sind außerdem vier verschiedene Ministerien. Der ORH meint: Höchste Zeit für eine Neu-

ordnung! 

 

 

Zuwendungen - nur, wenn nötig 
 

 
Privatschulförderung: Unlautere Vertragsgestaltung zulasten des Staates (TNr. 16) 

Eine wundersame Aufwandsvermehrung 

Der Staat stellte einer privaten Volksschule ein Grundstück für 73.000 € jährlich zur Verfü-

gung. Die Schule überließ dieses Grundstück dann einer Tochtergesellschaft, nur um es 

von ihr sogleich wieder zurückzumieten - allerdings für 157.000 € jährlich. Das war dann 

auch der „Schulaufwand“, den die Schule gegenüber dem Staat geltend machte. Der ORH 

wundert sich sehr über diese imaginäre Aufwandsvermehrung. Er findet: Die Diffe-

renz - über die Jahre kamen 340.000 € zusammen - muss zurückgefordert werden.  

 

 
S-Bahn-Förderung: Mangelhafte Prüfung führt zu überhöhter Förderung (TNr. 22) 

Fördergelder versenkt 

Wer im „Moos“ (lt. Duden: süddeutsch für Moor) baut, sollte Maßnahmen ergreifen, damit 

sein Bauwerk nicht im Boden versinkt. Diese Binsenweisheit meinte eine Zuwendungs-

empfängerin ignorieren zu können, die ihre S-Bahn-Gleise mit staatlicher Förderung auf 

gering tragfähigen, stark setzungsempfindlichen Moorboden baute. Und auch die Regie-

rung erkannte nicht, dass die Planung insoweit unzulänglich war. Während des Baus pas-

sierte es dann: Es kam zu einem Grundbruch, für Bahnkörper und Bahnverkehr entstand 

ein nicht mehr kalkulierbares Risiko. Teure Sonderkonstruktionen waren nötig, die zu 

Mehrkosten von 7,4 Mio. € führten. Der ORH hält die Kosten, die bei einer sachgerechten 

Planung hätten vermieden werden können, für nicht förderfähig. Er hat darüber hinaus 
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haarsträubende Fehler bei der Berechnung der zuwendungsfähigen Kosten entdeckt, die 

bereits zu Rückforderungen von 5,2 Mio. € führten. 

 

 

Klimaschutz: Defizite bei der Renaturierung von Mooren (TNr. 28) 

Klimaschutzprogramm oder Programm zum Ankauf von Grundstücken? 

Das Klimaschutzprogramm 2020 der Staatsregierung sieht u. a. Maßnahmen zum Erhalt 

natürlicher Kohlenstoffsenken vor. Hierzu zählt auch die Renaturierung von Mooren. Von 

den 7,3 Mio. €, die für diesen Zweck bis Ende 2011 aufgewendet wurden, flossen allein 

70 % in den Ankauf privater Flächen. Ob die vorhandenen staatlichen Grundstücke Moor-

böden aufweisen oder ggf. renaturiert werden können, wurde dagegen nicht überprüft. Es 

wurde auch nicht ausreichend darauf geachtet, die Mittel so einzusetzen, dass ein mög-

lichst großer positiver Klimaeffekt entsteht. Dazu hätten die Maßnahmen hinsichtlich Wirk-

samkeit und Kosten priorisiert werden müssen. Der ORH empfiehlt, sich bei der Renaturie-

rung von Mooren zukünftig stärker am Ziel der CO2-Reduktion auszurichten und dabei erst 

einmal die vorhandenen staatlichen Flächen in Angriff zu nehmen. 


